
Die größere Aufgeschlossenheit wird zum anderen auch 
bei der Neufassung der Vorbeugungsprogramme deut­
lich. Beispielsweise werden im Kreis Demmin die Be­
triebsleiter u. a. aufgefordert, in ihrem Verantwor­
tungsbereich „ideologisch klare Positionen zur Bedeu­
tung von Ehe und Familie ... einzunehmen und bei 
allen Kollegen zu entwickeln“. Zugleich werden dem 
Kreisgericht eindeutige Informationspflichten aufer­
legt. So heißt es im Programm: „Das Kreisgericht ana­
lysiert regelmäßig die Entwicklungstendenzen der Zi­
vil-, Straf-, Familien- und Arbeitsrechtsprechung, ins­
besondere der Ehescheidungen und Mietrückstände. Die 
Materialien werden dem Kreistag und anderen inter­
essierten Organisationen zugeleitet und zur Öffentlich­
keitsarbeit benutzt.“
Wir sind der Ansicht, daß die gegenüber den bisherigen 
Vorbeugungsprogrammen breitere Aufgabenstellung 
besser der Verhinderung aller Arten von Rechtsver­
letzungen und Rechtskonflikten dienen wird. Derart 
vervollkommnete Programme können damit Grundlage 
einer systematischen Zusammenarbeit sein und maß­
geblich die planmäßige analytische Arbeit der Kreisge­
richte beeinflussen. Als weitere wesentliche Grundlage 
für analytische Tätigkeit kommen Vereinbarungen der 
Gerichte mit örtlichen Organen, gesellschaftlichen Or­
ganisationen und Betrieben in Betracht, sofern sie — 
wie das der Bericht des Präsidiums des Obersten Ge­
richts an die 30. Plenartagung (Ziff. 2.3.) fordert — 
konkrete, kontrollierbare und sichtbaren Nutzen brin­
gende Festlegungen enthalten./*/

Zusammenarbeit mit örtlichen Organen 
auf dem Gebiet des Wohnungsmietrechts
Die Abschnitte 4.2. bis 4.5. des Berichts des Präsidiums 
des Obersten Gerichts geben wichtige Hinweise auf die 
Schwerpunkte der Rechtsprechung in Zivil-, Familien-, 
Arbeits- und LPG-RechtsSachen. Damit ist zugleich 
eine klare Abguenzung von jeder Vielgeschäftigkeit in 
bezug auf die Integration vollzogen worden.
Die richtige Auswahl dieser Schwerpunkte, die eine 
für die nächste Zeit verbindliche Orientierung für alle 
Gerichte dar stellen, kann auch an Hand der Praxis des 
Bezirksgerichts Neubrandenburg belegt werden. Als ein 
Beispiel sollen hier die Erfahrungen dargelegt werden, 
die wir im Zusammenhang mit der Vorbereitung und 
Auswertung einer Plenartagung zur Mietrechtspre­
chung sammelten. Wir stellten dabei fest, daß sich 
über das Problem der Mietrückstände hinaus im Zi­
vilrecht überhaupt eine erhebliche Anzahl von Verlet­
zungen selbstverständlicher Pflichtanforderungen 
durch Bürger zeigt — eine Tatsache, die zweifellos zur 
Erhöhung der Wirksamkeit der gerichtlichen Tätigkeit 
in diesem Bereich zwingt. So gelangten allein an das 
Kreisgericht Neubrandenburg im Dezember 1970 und 
im Januar 1971 rund 200 Anträge des Energiekombi­
nats Nord auf Erlaß von Zahlungsbefehlen wegen 
Nichtbezahlung von Energierechnungen. Eine ebenfalls 
nicht geringe Anzahl Mahnverfahren wegen Nichtzah­
lung von Wassergeld offenbart das gleiche Problem. 
Um hier eine wirksame erzieherische Einflußnahme 
auf die Schuldner zu erreichen, war es erforderlich, 
gesellschaftliche Kräfte einzubeziehen und sowohl 
staatlichen Organen als auch gesellschaftlichen Orga­
nisationen gezielte, verdichtete Informationen zu über­
mitteln.
Durch die Vorbereitung der Plenartagung des Bezirks­
gerichts wurden auch unsere Erkenntnisse über die 
Auswahl der jeweils richtigen, konkreten Formen der

/♦/ Es sei hierzu auf die Erfahrungen des Kreisgertchts 
Ueckermünde in seiner Zusammenarbeit mit örtlichen Organen 
auf dem Gebiet des Mietrechts hingewiesen (vgl. Neels, NJ1971 
S. 177 f.).

Zusammenarbeit und über die dafür in Betracht kom­
menden Partner in den Städten und Gemeinden be­
reichert. Wir hatten in Vorbereitung unserer Plenar­
tagung u. a. mit dem VEB Kommunale Wohnungsver­
waltung Neubrandenburg, dem Bezirksleitbetrieb, eng 
zusammengearbeitet und die Plenarvorlage mit erläu­
ternden Empfehlungen sowohl dem Oberbürgermeister 
der Stadt Neubrandenburg als auch der zuständigen 
Fachabteilung zugeleitet, um wirksame Führungsmaß­
nahmen gegenüber der Kommunalen Wohnungsverwal­
tung und ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen die­
ses Betriebes, des Fachorgans Wohnraumlenkung und 
der Gerichte zu erreichen. Der Stellvertreter des Ober­
bürgermeisters nahm dann an der Plenartagung teil. 
Die Auswertung der Tagung führte u. a. zu einer 
Dienstanweisung des Oberbürgermeisters mit folgenden 
wesentlichen Festlegungen:
— Die zuständigen Stadträte und Abteilungsleiter wur­

den beauftragt, das Material des Plenums eingehend 
zu studieren und mit den Mitarbeitern des Bereichs 
auszuwerten.

— Die Kommunale Wohnungsverwaltung hat ihre Kon­
zeption zu überarbeiten, die einzuleitenden Schritte 
mit dem Abteilungsleiter Wohnungswesen zu bera­
ten und mit dem Kreisgericht abzustimmen.

— Zum schnellen Abbau der Mietrückstände ist vor 
allem die Öffentlichkeitsarbeit zu verstärken. Dazu 
sind ü. a. Informationen an die Betriebe der Miet­
schuldner (sowohl an den Direktor als auch an die 
BGL), Informationen an die Hausgemeinschaften 
oder die öffentliche Bekanntgabe im Haus geeignet. 
Ferner sollen Mietschuldner als Zuhörer bei Bera- 
tuifgen der Schiedskommissionen eingeladen wer­
den.

— Bei der Neuvergabe von Wohnraum ist vorher zu 
prüfen, ob keine Mietrückstände vorliegen.

— In notwendigen und geeigneten Fällen soll nach 
sorgfältiger .Vorbereitung • und nach Abstimmung 
zwischen der Kommunalen Wohnungsverwaltung 
und der Abt. Wohnungswesen Räumungsklage er­
hoben werden. Gleichzeitig, ist geeigneter anderwei­
tiger Wohnraum zur Verfügung zu stellen, damit die 
zügige und reibungslose Durchführung des Räu- 
mungsyerfahrens gesichert ist.

Die Dienstanweisung des Oberbürgermeisters nennt 
dann Termine für weitere Einschätzungen des Entwick­
lungsstandes, legt dazu Maßnahmen fest und macht den 
zuständigen Organen die Zusammenarbeit mit dem 
Kreisgericht zur Pflicht.
Der Inhalt der Dienstanweisung unterstreicht also ein­
deutig die Richtigkeit unserer Bestrebungen.
Dieses Beispiel zeigt, welche Ergebnisse durch eine 
enge, leitungsbezogene Zusammenarbeit zwischen Ge­
richten und örtlichen Staatsorganen erreicht werden 
können. Es entspricht zugleich dem Anliegen des Ver- 
fassungs- und Rechtsausschusses der Volkskammer, 
auch die gerichtlichen Erfahrungen für die Organisie­
rung des territorialen Systems der staatlichen Leitung 
zu verwerten.

(Auszug aus dem Diskussionsbeitrag
auf der 30. Plenartagung des Obersten Gerichts)
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